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(57) Zusammenfassung: Die Erfindung betrifft ein Verfahren
zur Herstellung einer Verbindung zwischen zwei Bauteilen,
insbesondere Kfz-Bauteilen, wobei zunächst auf eine Ober-
fläche des ersten Bauteils (2) ein mindestens ein Verbin-
dungsmittel (5) aufweisendes Verbindungselement (1) zur
Verbindung der beiden Bauteile aufgesetzt und positioniert
wird. Das Verbindungselement (1) bildet nach dem Aufset-
zen gemeinsam mit dem ersten Bauteil (2) einen inneren
Hohlraum (3). Danach wird durch mindestens eine Befüll-
öffnung (7) in der Wandung des Verbindungselements (1)
ein Klebstoff (8) in den Hohlraum (3) eingefüllt, welcher eine
stoffschlüssige Verbindung zwischen dem Verbindungsele-
ment (1) und dem ersten Bauteil (2) herstellt. Gegenstand
der Erfindung ist auch ein Verbindungselement (1) sowie ei-
ne entsprechende Bauteilanordnung.



DE 10 2012 107 944 A1    2014.03.06

2/7

Beschreibung

[0001] Die Erfindung betrifft ein Verfahren zur Her-
stellung einer Verbindung zwischen zwei Bautei-
len, insbesondere Kfz-Bauteilen, vorzugsweise aus
Kunststoff.

[0002] Für die Verbindung von Kunststoff-Außenan-
bauteilen an Kraftfahrzeugen, wie z.B. Heckspoiler,
Radlaufblenden, Türunterkanten oder auch Stoßfän-
ger, werden sehr häufig zweischalige Bauteilkonzep-
te realisiert. Dies hängt damit zusammen, dass ein di-
rektes Anspritzen von Verbindungselementen an die
Außenschale zu ungewünschten Abzeichnungen auf
der lackierten Außenseite führt. Durch das zweischa-
lige Bauteilkonzept entfällt das Erfordernis, an der
Außenschale die Verbindungselemente, wie z. B. Ge-
windebolzen, Pins, Clipse, Gewindemuttern etc., an-
zubringen. Die beschriebene Vorgehensweise führt
zwar zu optisch einwandfreien Außenanbauteilen, ist
jedoch konstruktiv aufwändig.

[0003] Aus dem Stand der Technik ist es bekannt,
zur Befestigung eines Verbindungselements an ei-
nem Bauteil zunächst einen durch UV-Bestrahlung
aushärtbaren Klebstoff auf dem Bauteil aufzutragen
und danach ein das Verbindungsmittel tragendes Be-
festigungselement auf die mit Klebstoff beschichte-
te Oberfläche aufzusetzen. Das Verbindungselement
wird auf der Oberfläche an der gewünschten Stelle
positioniert und zumeist festgespannt. Das Befesti-
gungselement ist ggü. UV-Licht transparent, so dass
durch eine anschließende UV-Bestrahlung des Be-
festigungselements eine Aushärtung des Klebstoffs
und damit eine Anbindung des Verbindungselements
an das Bauteil sichergestellt sind. Durch das be-
schriebene Verfahren ist es möglich, die Positionie-
rung des Verbindungselements unabhängig von der
Aushärtungsgeschwindigkeit des Klebstoffes vorzu-
nehmen, da die Aushärtung erst durch die UV-Be-
strahlung in Gang gesetzt wird. Nachteilig bei die-
sem Verfahren ist allerdings die Erfordernis eines
ggü. UV-Licht transparenten Werkstoffes für das Be-
festigungselement, wodurch sich vergleichsweise ho-
he Materialkosten ergeben sowie das Erfordernis der
UV-Bestrahlung selbst.

[0004] Vor diesem Hintergrund liegt der Erfindung
die Aufgabe zugrunde, ein Verfahren zur Herstel-
lung einer Verbindung zwischen zwei Bauteilen an-
zugeben, welches kostengünstig, einfach und schnell
durchführbar ist und bei dem die Bildung von Ab-
zeichnungen vermieden wird.

[0005] Die Aufgabe wird erfindungsgemäß gelöst
durch ein Verfahren zur Herstellung einer Verbindung
zwischen zwei Bauteilen, insbesondere Kfz-Bautei-
len, vorzugsweise aus Kunststoff,

– wobei zunächst auf eine Oberfläche des ers-
ten Bauteils ein mindestens ein Verbindungsmit-
tel aufweisendes Verbindungselement zur Verbin-
dung der beiden Bauteile aufgesetzt und positio-
niert wird,
– wobei das Verbindungselement nach dem Auf-
setzen gemeinsam mit dem ersten Bauteil einen
inneren Hohlraum bildet und
– wobei danach durch mindestens eine Befüllöff-
nung in der Wandung des Verbindungselements
ein Klebstoff in den Hohlraum eingefüllt wird, wel-
cher eine stoffschlüssige Verbindung zwischen
dem Verbindungselement und dem ersten Bauteil
herstellt, so dass hierdurch das Verbindungsmit-
tel am ersten Bauteil befestigt wird und damit zur
Herstellung der Verbindung mit dem zweiten Bau-
teil zur Verfügung steht.

[0006] Die erfindungsgemäße Lehre beruht auf der
Erkenntnis, dass im Gegensatz zum im Stand der
Technik bekannten, eingangs beschreibenen Verfah-
ren zunächst eine Positionierung des Verbindungs-
elements auf der Oberfläche des Bauteils erfolgt und
erst danach der Klebstoff appliziert wird. Dies hat zur
Folge, dass das genaue Positionieren des Verbin-
dungselements ohne Abhängigkeiten hinsichtlich der
Aushärtungsgeschwindigkeit des Kunststoffes voll-
zogen werden kann. Folglich ist es mit der erfin-
dungsgemäßen Lehre möglich, ein exaktes Positio-
nieren des Verbindungselements am Bauteil durch-
zuführen, ohne dass danach eine separate Aktivie-
rung des Klebstoffs (z.B. durch UV-Bestrahlung) er-
forderlich ist. Vielmehr ist ein sofortiges Reagieren
des Klebstoffes unmittelbar nach dessen Applikation
sogar gewünscht, da die Positionierung des Verbin-
dungselements ja bereits im Vorfeld vorgenommen
wurde. Hieraus ergibt sich ein wesentlich breiteres
Spektrum hinsichtlich der anwendbaren Klebstoffe.
Gemäß der erfindungsgemäßen Lehre können bei-
spielsweise hochreaktive 2-Komponenten-Klebstof-
fe eingesetzt werden, welche unmittelbar nach der
Einfüllung in den Hohlraum reagieren und aushär-
ten können. Im Rahmen der Erfindung liegt es ins-
besondere, Klebstoffe einzusetzen, welche innerhalb
von wenigen Minuten, z. B. weniger als 2 Minuten,
vollständig aushärten. Geeignet sind beispielsweise
schnell vernetzende Klebstoffe, wie sie z. B. von der
Fa. nolax® angeboten werden. Das Erfordernis der
UV-Aktivierbarkeit des Klebstoffs besteht erfindungs-
gemäß nicht mehr. Ein weiterer großer Vorteil der Er-
findung ist es, dass kein ggü. UV-Licht (oder eine an-
dere Strahlung, z.B. Laserlicht) durchlässiger Werk-
stoff als Material für das Verbindungselement mehr
erforderlich ist, sondern dieses aus einem „normalen“
Kunststoff, z.B. PP, gefertigt werden kann. Mittels der
erfindungsgemäßen Lehre ist es möglich, auf die ein-
gangs beschriebenen zweischaligen Bauteilkonzep-
te zu verzichten, da die Anordnung des Verbindungs-
elements ohne die Gefahr des Entstehens von Ab-
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zeichnungen an der äußeren Oberfläche des Bauteils
möglich ist.

[0007] Zweckmäßigerweise wird der Hohlraum vom
Klebstoff zumindest im Wesentlichen vollständig aus-
gefüllt. Insbesondere liegt eine vollständige Aus-
füllung des Hohlraums mit dem Klebstoff im Rah-
men der Erfindung. Hierdurch ist sichergestellt, dass
die dem Bauteil zugewandte innere Oberfläche des
Verbindungselements und auch die entsprechende
Oberfläche des Bauteils, welche gemeinsam den
Hohlraum begrenzen, vollständig mit Klebstoff be-
netzt werden, so dass eine optimale Anbindung des
Verbindungselements an das Bauteil gewährleistet
ist.

[0008] Das Verbindungsmittel kann eine lösbare
Verbindung bereitstellen und hierbei vorzugsweise
mindestens einen Gewindebolzen oder mindestens
eine Gewindemutter aufweisen. Im Rahmen der Er-
findung liegt es auch, dass das Verbindungsmittel
mindestens einen Verbindungs-Clip für eine Rastver-
bindung und / oder mindestens einen Verbindungs-
Pin aufweist.

[0009] Gemäß einer bevorzugten Ausführungsform
der Erfindung weist die Wandung des Verbindungs-
elements, vorzugsweise in dem der Oberfläche des
ersten Bauteils abgewandten oberen Bereich, zu-
sätzlich mindestens eine Austrittsöffnung auf, durch
die überschüssiger Klebstoff aus dem Hohlraum
austritt. Durch diese Maßnahme ist gewährleistet,
dass die Befüllung des Hohlraums mit dem Klebstoff
erst nach einer vollständigen Klebstoffausfüllung des
Hohlraums beendet wird und entsprechend eine op-
timale Anbindung des Verbindungselements an das
Bauteil gewährleistet ist.

[0010] Das Verbindungselement kann mehrteilig
ausgebildet sein, wobei das Verbindungsmittel vor
dem Aufsetzen des Verbindungselements auf dem
Bauteil mit einem den Hohlraum bildenden Befesti-
gungselement des Verbindungselements verbunden
wird. So kann das Verbindungsmittel zur Herstel-
lung der Verbindung mit dem Befestigungselement
beispielsweise durch eine Verbindungsöffnung in
der Wandung des Befestigungselements hindurchge-
steckt und an der Innenseite der Wandung zum An-
schlag gebracht werden. Zweckmäßigerweise weist
das Verbindungsmittel eine Verbindungsplatte auf,
die mit mindestens einer am Befestigungselement
angeordneten Rastnase verrastet. Die Verbindungs-
platte, welche zweckmäßigerweise rechteckig, vor-
zugsweise quadratisch, ausgebildet ist, bildet dann
den Anschlag an der Innenseite der die Verbindungs-
öffnung umgebenden Wandung des Befestigungs-
elements. Die mindestens eine Rastnase kann Be-
standteil eines am Befestigungselement angeordne-
ten Rastrahmens sein, der an die Kontur der Ver-
bindungsplatte angepasst ist. Im Rahmen der Erfin-

dung liegt es grundsätzlich aber auch, dass das Ver-
bindungselement insgesamt als einstückiges Bauteil
ausgebildet ist.

[0011] Das Verbindungselement selbst kann aus
Kunststoff und / oder Metall bestehen. Im Rahmen
der Erfindung liegt es insbesondere, dass das Ver-
bindungsmittel aus Metall gefertigt wird, während das
Befestigungselement vorzugsweise aus Kunststoff,
beispielsweise einem Spritzgussteil, besteht. Zweck-
mäßigerweise weist das Befestigungselement eine
kreisförmige Grundfläche auf, welche die vom Befes-
tigungselement abgedeckte Oberfläche des Bauteils
definiert.

[0012] Im Rahmen der Erfindung liegt es auch, dass
die Oberfläche des ersten Bauteils im Positionierbe-
reich des Verbindungselements vorbehandelt wird,
um die Anbindung des Klebstoffes an die Oberfläche
zu verbessern. Die Vorbehandlung kann beispiels-
weise mittels eines Plasma-Verfahrens, einer Prime-
rung und/oder einer Beflammung erfolgen.

[0013] Gegenstand der Erfindung ist ferner ein Ver-
bindungselement gemäß den Ansprüchen 12 und 13
sowie eine Bauteilanordnung gemäß Anspruch 14.

[0014] Im Folgenden wird die Erfindung anhand ei-
ner lediglich ein Ausführungsbeispiel darstellenden
Zeichnung ausführlich erläutert. Es zeigen schema-
tisch:

[0015]  Fig. 1 eine Explosionsdarstellung einer erfin-
dungsgemäßen Bauteilanordnung vor der Montage,

[0016]  Fig. 2 die in Fig. 1 dargestellte Bauteilanord-
nung in einer dreidimensionalen Darstellung nach der
Positionierung des Verbindungselements und

[0017]  Fig. 3 die fertig hergestellte Bauteilanord-
nung gemäß Fig. 1 und Fig. 2.

[0018] Die Fig. 1 bis Fig. 3 zeigen ein Verbindungs-
element 1 zur Herstellung einer Verbindung zwischen
zwei Kfz-Bauteilen. Von diesen Bauteilen ist nur das
erste Bauteil 2 vereinfacht als Platte dargestellt, an
dem das Verbindungselement 1 befestigt wird. Das
Verbindungselement 1 weist ein einen inneren Hohl-
raum 3 (vgl. Fig. 3) definierendes Befestigungsele-
ment 4 und ein Verbindungsmittel 5 zur Verbindung
der beiden Kfz-Bauteile auf. Das Verbindungsmittel
5 stellt im Ausführungsbeispiel eine lösbare Verbin-
dung bereit und besitzt einen Gewindebolzen 6. Die
Wandung des Befestigungselements 4 weist eine Be-
füllöffnung 7 zur Befüllung des Hohlraums 3 mit Kleb-
stoff 8 und zusätzlich eine Austrittsöffnung 9 für den
Austritt von überschüssigem Klebstoff 8 aus dem
Hohlraum 3 auf. Wie insbesondere den Fig. 2 und
Fig. 3 zu entnehmen ist, sind sowohl die Austritts-
öffnung 9 als auch die Befüllöffnung 7 an der dem
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Verbindungsmittel 5 zugewandten Oberseite 10 des
Befestigungselements 4 vorgesehen. Zur Vormonta-
ge des mehrteiligen Verbindungselements 1 wird zu-
nächst vor dem Aufsetzen des Verbindungselements
1 auf dem ersten Bauteil 2 das Verbindungsmittel 5
mit dem den Hohlraum 3 bildenden Befestigungsele-
ment 4 des Verbindungselements 1 verbunden. Zur
Herstellung der Verbindung wird der Gewindebolzen
6 durch eine Verbindungsöffnung 11 in der Wandung
des Befestigungselements 4 hindurchgesteckt und
das Verbindungsmittel 5 wird an der Innenseite der
Wandung zum Anschlag gebracht. Hierzu weist das
Verbindungsmittel 5 eine Verbindungsplatte 12 auf,
die mit zwei am Befestigungselement 4 angeordne-
ten Rastnasen 13 verrastet. Folglich sind die Rastna-
sen 13 an der dem Hohlraum 3 zugewandten Innen-
seite des Befestigungselements 4 angeordnet. Das
Befestigungselement 4 besteht aus einem einstücki-
gen Kunststoff-Spritzgussteil. Die Verbindungsplatte
12 ist quadratisch ausgebildet. Die Rastnasen 13 sind
Bestandteil eines an das Befestigungselement 4 an-
gespritzten Rastrahmens 14, der an die Kontur der
Verbindungsplatte 12 angepasst ist.

[0019] Vor dem Aufsetzen und Positionieren des
Verbindungselements 1 auf der Oberfläche des ers-
ten Bauteils 2 erfolgt zunächst eine Vorbehandlung
der entsprechenden Oberfläche. Diese Vorbehand-
lung kann beispielsweise mittels eines Plasma-Ver-
fahrens, einer Primerung oder einem Beflammen er-
folgen.

[0020] Die eigentliche Anbindung des Verbindungs-
elements 1 an das erste Bauteil 2 erfolgt nun wie folgt:
Nach der Vormontage des Verbindungselements 1,
wie zuvor beschrieben, und der Vorbehandlung der
Oberfläche des ersten Bauteils 2 wird zunächst das
das Verbindungsmittel 5 aufweisende Verbindungs-
element 1 auf der Oberfläche des ersten Bauteils 2
aufgesetzt und positioniert. Hierdurch bildet das Ver-
bindungselement 1 nach dem Aufsetzen gemeinsam
mit dem ersten Bauteil 2 den inneren Hohlraum 3. Die
Positionierung des Verbindungselements 1 auf dem
Bauteil 2 kann beispielsweise durch ein Festspannen
des Verbindungselements 1 mittels einer (nicht dar-
gestellten) Spannvorrichtung erfolgen. Danach wird
durch die Befüllöffnung 7 in der Wandung des Be-
festigungselements 4 Klebstoff 8 in den Hohlraum 3
eingefüllt, so dass der Klebstoff 8 eine stoffschlüssi-
ge Verbindung zwischen dem Verbindungselement 1
und dem ersten Bauteil 2 herstellt. Hierdurch wird das
Verbindungsmittel 5 am ersten Bauteil 2 befestigt und
steht damit zur Herstellung der Verbindung mit dem
zweiten (nicht dargestellten) Bauteil zur Verfügung.
Wie der Fig. 3 zu entnehmen ist, wird der Hohlraum
3 vom Klebstoff 8 vollständig ausgefüllt. Zur Sicher-
stellung der vollständigen Ausfüllung weist die Wan-
dung des Befestigungselements 4 in dem der Ober-
fläche des Bauteils 2 abgewandten oberen Bereich
eine Austrittsöffnung 9 auf, durch die überschüssiger

Klebstoff 8 aus dem Hohlraum 3 austritt. Es wird folg-
lich solange Klebstoff 3 in den Hohlraum 8 eingefüllt,
bis ein vollständiges Ausfüllen des Hohlraums 8 mit
Klebstoff 3 durch den Austritt von überschüssigem
Klebstoff 3 aus der Austrittsöffnung 9 angezeigt wird.
Als Klebstoff 3 können hochreaktive 2-Komponenten-
Klebstoffe eingesetzt werden, wodurch der Einsatz
von herkömmlichen Klebstoffen jedoch nicht ausge-
schlossen wird. Nach Aushärtung des Klebstoffes 3
kann die Spannvorrichtung gelöst werden und die fer-
tige Bauteilanordnung steht zur Verbindung mit dem
zweiten Bauteil zur Verfügung.

[0021] Nach Herstellung der Anbindung des Verbin-
dungsmittels 5 an das erste Bauteil 2 steht der Ge-
windebolzen 6 zur Verbindung des ersten Bauteils 2
mit dem zweiten, nicht dargestellten Bauteil zur Ver-
fügung. Als Bauteilanordnungen, welche gemäß der
erfindungsgemäßen Lehre hergestellt werden, kom-
men insbesondere Kfz-Außenanbauteile aus Kunst-
stoff in Frage, wie z. B. Heckspoiler, Radlaufblenden,
Türunterkanten oder aber auch Stoßfänger.

Patentansprüche

1.   Verfahren zur Herstellung einer Verbindung zwi-
schen zwei Bauteilen, insbesondere Kfz-Bauteilen,
vorzugsweise aus Kunststoff,
– wobei zunächst auf eine Oberfläche des ersten
Bauteils (2) ein mindestens ein Verbindungsmittel (5)
aufweisendes Verbindungselement (1) zur Verbin-
dung der beiden Bauteile aufgesetzt und positioniert
wird,
– wobei das Verbindungselement (1) nach dem Auf-
setzen gemeinsam mit dem ersten Bauteil (2) einen
inneren Hohlraum (3) bildet, und
– wobei danach durch mindestens eine Befüllöffnung
(7) in der Wandung des Verbindungselements (1) ein
Klebstoff (8) in den Hohlraum (3) eingefüllt wird, wel-
cher eine stoffschlüssige Verbindung zwischen dem
Verbindungselement (1) und dem ersten Bauteil (2)
herstellt, so dass hierdurch das Verbindungsmittel (5)
am ersten Bauteil (2) befestigt wird und damit zur Her-
stellung der Verbindung mit dem zweiten Bauteil zur
Verfügung steht.

2.     Verfahren nach Anspruch 1, dadurch ge-
kennzeichnet, dass der Hohlraum (3) vom Klebstoff
(8) zumindest im wesentlichen vollständig ausgefüllt
wird.

3.     Verfahren nach Anspruch 1 oder 2, dadurch
gekennzeichnet, dass das Verbindungsmittel (5) ei-
ne lösbare Verbindung bereitstellt und vorzugsweise
mindestens einen Gewindebolzen (6) oder mindes-
tens eine Gewindemutter aufweist.

4.   Verfahren nach Anspruch 1 oder 2, dadurch ge-
kennzeichnet, dass das Verbindungsmittel (5) min-
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destens einen Verbindungs-Clip und / oder Verbin-
dungs-Pin aufweist.

5.   Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 4,
dadurch gekennzeichnet, dass die Wandung des
Verbindungselements (1), vorzugsweise in dem der
Oberfläche des ersten Bauteils (2) abgewandten obe-
ren Bereich, zusätzlich mindestens eine Austrittsöff-
nung (9) aufweist, durch die überschüssiger Klebstoff
(8) aus dem Hohlraum (3) austritt.

6.   Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 5,
dadurch gekennzeichnet, dass das Verbindungs-
element (1) mehrteilig ausgebildet ist, wobei das Ver-
bindungsmittel (5) vor dem Aufsetzen des Verbin-
dungselements (1) auf dem ersten Bauteil (2) mit ei-
nem den Hohlraum (3) bildenden Befestigungsele-
ment (4) des Verbindungselements (1) verbunden
wird.

7.   Verfahren nach Anspruch 6, dadurch gekenn-
zeichnet, dass das Verbindungsmittel (5) zur Her-
stellung der Verbindung mit dem Befestigungsele-
ment (4) durch eine Verbindungsöffnung (11) in der
Wandung des Befestigungselements (4) hindurchge-
steckt und an der Innenseite der Wandung zum An-
schlag gebracht wird.

8.     Verfahren nach Anspruch 6 oder 7, dadurch
gekennzeichnet, dass das Verbindungsmittel (2) ei-
ne Verbindungsplatte (12) aufweist, die mit mindes-
tens einer am Befestigungselement (4) angeordneten
Rastnase (13) verrastet.

9.   Verfahren nach Anspruch 8, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Verbindungsplatte (12) recht-
eckig, vorzugsweise quadratisch, ausgebildet ist.

10.   Verfahren nach Anspruch 8 oder 9, dadurch
gekennzeichnet, dass die mindestens eine Rastna-
se (13) Bestandteil eines am Befestigungselement
(4) angeordneten Rastrahmens (14) ist, der an die
Kontur der Verbindungsplatte (12) angepasst ist.

11.   Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 10,
dadurch gekennzeichnet, dass die Oberfläche des
ersten Bauteils (2) im Positionierbereich des Verbin-
dungselements (1) vorbehandelt wird, um die Anbin-
dung des Klebstoffs (3) an die Oberfläche zu verbes-
sern.

12.     Verbindungselement (1) zur Herstellung ei-
ner Verbindung zwischen zwei Bauteilen, insbeson-
dere Kfz-Bauteilen, mit einem einen inneren Hohl-
raum (3) definierenden Befestigungselement (4) und
mindestens einem Verbindungsmittel (5) zur Verbin-
dung der beiden Bauteile, wobei die Wandung des
Befestigungselements (4) mindestens eine Befüllöff-
nung (7) zur Befüllung des Hohlraums (3) mit Kleb-
stoff (8) und mindestens eine Austrittsöffnung (9) für

den Austritt von überschüssigem Klebstoff (8) aus
dem Hohlraum (3) aufweist.

13.   Verbindungselement nach Anspruch 12, da-
durch gekennzeichnet, dass die Austrittsöffnung (9)
und vorzugsweise auch die Befüllöffnung (7) an der
dem Verbindungsmittel (5) zugewandten Oberseite
(10) des Befestigungselements (4) vorgesehen ist/
sind.

14.   Bauteilanordnung mit einem Bauteil, insbeson-
dere einem Kfz-Bauteil, und mindestens einem Ver-
bindungselement (1), das mit einem Verfahren nach
einem der Ansprüche 1 bis 11 am Bauteil befestigt
wurde.

Es folgen 2 Seiten Zeichnungen
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Anhängende Zeichnungen
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